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Nachdem der Nationalrat im Juni 2018 eine Motion Zanetti (sp, SO; Mo. 17.4210)
bezlglich eines Experimentierartikels als Grundlage fiir Studien zur regulierten
Cannabis-Abgabe abgelehnt hatte, wurde in der darauffolgenden Herbstsession eine
identische Motionsserie (Regine Sauter (fdp, ZH), Mo. 17.4111; Angelo Barrile (sp, ZH), Mo.
17.4112; Regula Rytz (gp, BE), Mo. 17.4113; Kathrin Bertschy (glp, BE), Mo. 17.4114)
behandelt. Regine Sauter erklérte im Namen der Motionarinnen und des Motionars,
dass die aktuelle Cannabisregulierung nicht zufriedenstellend sei. Es existiere zwar ein
Konsum- und Handelsverbot, dieses greife jedoch nicht. So gebe es einen
Schwarzmarkt mit den damit verbundenen negativen Konsequenzen. Dies zeige sich
besonders in den Stéddten. Um die Cannabisregulierung weiterzuentwickeln und somit
Losungen zu schaffen, wie mit der Problematik umgegangen werden soll, bedlrfe es
wissenschaftlich abgestutzter Entscheidungsgrundlagen aus Studien - wie diejenige der
Universitat Bern - zu kontrolliertem Zugang zu Cannabis. Damit diese allerdings
Uberhaupt bewilligt und durchgefuhrt werden kénnen, musse mit einem
Experimentiertartikel eine entsprechende Gesetzesgrundlage geschaffen werden.
Verena Herzog (svp, TG) zeigte sich mit ihrer Ratskollegin einverstanden dariber, dass
vieles nicht gut laufe. Im Unterschied zu Sauter machte sie aber die Politikerinnen und
Politiker verantwortlich, die Cannabis verharmlosten und eine wirkungsvolle Pravention
verunmaoglichten. Bezlglich der Studien gab sie zu Bedenken, dass es sich um ein
Manipulationsinstrument auf wissenschaftlicher Seite handle, da die Versuche
abgebrochen wurden, sobald der Gesundheitszustand und die Behandlung der
Teilnehmenden nicht mehr sichergestellt werden kénnten, was so viel bedeute, wie
dass interveniert werde, wenn die Studienergebnisse beeintrachtigt wirden. Weitere
Kritik wurde etwa an der Abgabe eines hohen Cannabisgehalts sowie an der Ausgabe
von Steuergeldern in Millionenhdhe geéussert. Gesundheitsminister Berset hob
hingegen die Wichtigkeit der wissenschaftlichen Studien hervor. Die aktuelle
Verbotspolitik habe sich nicht bewéhrt, rund ein Drittel der Schweizer Bevodlkerung
habe bereits einmal Cannabis probiert und mehr als 200'000 Personen konsumierten
es regelmassig. Dabei sei Uber die Zeit kein Rickgang zu verzeichnen. Es bestehe
folglich Handlungsbedarf. Da jedoch niemand genau wisse, was zu tun sei, musse
kontrolliert getestet werden, welcher Rechtsrahmen die besten Ergebnisse liefere. Es
gehe allerdings nicht darum, Cannabis legalisieren zu wollen. In anderen Bereichen wie
zum Beispiel im Asylbereich oder bei den Sozialversicherungen hatten zudem &hnliche
Tests zu entscheidenden Anderungen in der Gesetzgebung geflihrt. Das
Abstimmungsergebnis im Nationalrat viel relativ knapp aus. Mit 98 zu 92 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) wurden die Motionen angenommen. '

In der Frihlingssession 2018 hatte der Stédnderat die Motion Zanetti (sp, SO) zur
Einflihrung eines Experimentierartikels in das Betaubungsmittelgesetz, welcher die
Durchfiihrung von wissenschaftlichen Studien zur regulierten Cannabis-Abgabe
ermoglichen sollte, stillschweigend angenommen. Im Anschluss daran befasste sich die
SGK-NR Mitte Mai 2018 mit dem Vorstoss. In ihrem Bericht erklarte sie, sie habe sich
dem Anliegen bereits in ihrer Kommissionsinitative (Pa.lv. 18.402), welche im Januar
desselben Jahres beschlossen worden war, gewidmet. Die Mehrheit der Kommission sei
weiterhin der Meinung, dass seitens des Bundesrates Massnahmen getroffen werden
mussten, weil das vorherrschende Verbot nicht die gewlinschte Wirkung erziele. Man
verspreche sich von den Studien eine hilfreiche Basis zur Entscheidungsfindung
bezlglich der kunftigen Cannabisregulierung. Es zeigten sich allerdings nicht alle
Kommissionsmitglieder damit einverstanden. So warnte eine Minderheit vor einer
Bagatellisierung des Cannabiskonsums und einer «Liberalisierung durch die
Hintertlre». Schlussendlich beantragte die SGK-NR &usserst knapp mit 12 zu N
Stimmen, die Motion anzunehmen.

In der Sommersession 2018 kam das Geschéft in die grosse Kammer. Dort machte sich
unter anderem Regine Sauter (fdp, ZH) als Kommissionssprecherin fliir das Anliegen
stark. Sie betonte, dass das bestehende Verbot flur Cannabis als Freizeitkonsum
ausserhalb des Experimentes nach wie vor gelte. Es bestehe Handlungsbedarf, denn
trotz Verbot bestiinden Probleme wie der vorhandene Schwarzmarkt oder jugendliche
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DATUM: 09.09.2020
JOELLE SCHNEUWLY

Cannabis-Konsumenten und Konsumentinnen. Auf der Gegenseite dusserte Benjamin
Roduit (cvp, VS) hingegen Bedenken gegeniber zahlreichen Studien, die sich
gegenseitig widersprachen, und wollte wissen, weshalb Studien wie diejenige der
Universitat Bern notwendig seien, habe man doch bereits das Postulat Rechtsteiner (sp,
SG; Po. 17.4076) angenommen, welches zum Ziel hatte, die Perspektiven der
schweizerischen Drogenpolitik auf der Basis der vergangenen zehn Jahre fur das
kommende Jahrzehnt aufzuzeigen. Angelo Barrile (sp, ZH) nahm sich dieser Frage an
und erklarte, dass das Postulat Rechsteiner eine Gesamtschau verlange. Bei der
aktuellen Motion gehe es allerdings um die konkrete EinfUhrung eines Artikels als
rechtliche Grundlage fur die Durchfuhrung entsprechender Experimente, damit der
existierende Bedarf an Informationen gedeckt werden kdénne. Weitere kritische
Stimmen gab es aus der Fraktion der SVP. So zweifelte Verena Herzog (svp, TG) am
wissenschaftlichen Charakter der Untersuchungen und Mauro Tuena (svp, HZ) hob
hervor, dass das Stimmvolk anno 2008 die Aufweichung des Betdubungsmittelgesetzes
betreffend Cannabis mit 68 Prozent abgelehnt habe und es daher nicht akzeptabel sei,
dass National- und Standerat diesen Entscheid auf indirekte Weise umgehen wurden.
Zudem wollte Tuena von Bundesrat Berset wissen, ob er dem Rat versichern kénne,
dass die Versuche mit Cannabis nicht ausgeweitet wirden. Alain Berset erwiderte
darauf, dass die Studien einen wissenschaftlichen Zweck und eine wissenschaftliche
Qualitat haben sowie zeitlich und rdumlich beschréankt sein mussten. Es sei allerdings
nicht die Aufgabe der Politik zu definieren, was wissenschaftlich gultig sei und was
nicht. Vielmehr misse man sich daflr an den Kriterien, welche fur die Wissenschaft auf
internationaler Ebene gelten, orientieren. Des Weiteren wiederholte der Bundesrat
wéhrend der Debatte, dass es nicht um die Entkriminalisierung von Cannabis gehe,
sondern darum, Massnahmen zu definieren, wie man am besten mit dem Konsum der
Droge umgehe und ihn einschréanken kénne. Schliesslich hatten in der Schweiz fast ein
Drittel der Bevolkerung bereits einmal Cannabis probiert und mehr als 200'000
Blrgerinnen und Blrger wirden es regelméssig konsumieren. Obwohl Uber hundert
Nationalratinnen und Nationalrate im Vorfeld eine von vier Motionen (Mo. 17.4111; Mo.
17.4112; Mo. 17.4113, Mo. 17.4114), die identisch zur Motion Zanetti sind, unterschrieben
hatten, wurde der Vorstoss mit 96 zu 93 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) versenkt.
Verantwortlich fir die Ablehnung war das mehrheitliche Nein der SVP- und CVP-
Fraktionen wie auch das Umschwenken einiger Politiker und Politikerinnen. ?

Stillschweigend lehnte der Standerat in der Herbstsession 2020 die vier
gleichlautenden Motionen von Regine Sauter (fdp, ZH; Mo. 17.4111), Angelo Barrile (sp,
ZH; Mo. 17.4112), Regula Rytz (gp, BE; Mo. 17.4113) und Kathrin Bertschy (glp, BE; Mo.
17.4114) zu einem Experimentierartikel fiir Studien beziiglich der kontrollierten Abgabe
von Cannabis ab. Damit folgte er der SGK-SR, die sich im Vorfeld fir diesen Entscheid
ausgesprochen hatte, da ein entsprechender Artikel bereits im Zusammenhang mit der
Anderung des BetmG (BRG 19.021) implementiert werde und sich somit das gemeinsame
Anliegen der Motionen erlbrigt habe. *

1) AB NR, 2018, S. 1453 ff.; NZZ, TG, 20.9.18
2) AB NR, 2018, S. 926 ff.; Bericht SGK-NR vom 16.5.18; CdT, TA, TG, 12.6.18; NZZ, 13.6.18; LT, TA, 14.6.18; SGT, 16.6.18
3) AB SR, 2020, S. 724; Bericht SGK-SR vom 10.8.20
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